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Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren!  
 
In den letzten Wochen haben Sie viel Unruhe in die Jägerschaft gebracht. Aber ebenso 
verunsichert wie die Jäger sind die Landwirte und Waldbauern, die Fischer, die Menschen, 
die fürchten, ihr Hund könne sich mit der Fuchsräude anstecken, und die Gartenbesitzer, 
die fassungslos in ihren Gärten stehen, wenn die Wildschweine wieder einmal alles auf 
links gedreht haben. Alle diese Menschen sind verunsichert, weil Sie vor der Wahl im Mai 
nicht sagen, was sie im Jagdrecht wirklich im Schilde führen. 
 
Jeder weiß,dass etwas kommt. Keiner weiß genau, was passieren wird, aber jeder weiß, 
dass es nicht besser, sondern schlechter werden wird – nur wie schlecht, das ist noch 
offen. Die heute zu verabschiedende kleine Jagdrechtsnovelle gibt einen Vorgeschmack 
auf das, was Sie wirklich beabsichtigen. Hier geht es zunächst einmal um die Jagdabgabe. 
Die CDU will, dass die Regelung auf Dauer angelegt und vor allem verfassungskonform 
ist, meine Damen und Herren. Im Vordergrund muss dabei stehen: Erstens. Die Aufgabe 
und die damit verbundene Ausgabe müssen speziell der Gruppe der Abgabepflichtigen 
zuzuordnen sein. Zweitens. Es muss eine Finanzierungsverantwortung seitens dieser 
Gruppe bestehen. Drittens. Eine gruppennützige Verwendung der Gelder muss gesichert 
sein. Das ist der Tenor der berühmten CMA-Entscheidung des Bundesverfassungs-
gerichts. Es führt aus, dass der Nutzen für die Abgabepflichtigen evident sein muss. Und 
das erreichen Sie mit diesem Gesetz nicht. 
 
Wir haben die verfassungsrechtlichen Bedenken in unserem Gesetzesvorschlag 
berücksichtigt. Wenn Sie das auch getan hätten, dann hätten Sie eine präzisere 
Beschreibung des Aufgabenkatalogs formuliert. Darüber hinaus hätten Sie der durch das 
Gesetz legitimierten Landesvereinigung der Jäger ein Mitentscheidungsrecht bei den 
Aktivitäten der Forschungsstelle zugebilligt. Schließlich hätten Sie dafür gesorgt, dass die 
Mittel der Jagdabgabe vom Landeshaushalt sauber getrennt verwaltet werden. 
Dies ist zwingend erforderlich. Das wissen Sie, aber Sie tun es nicht. Sie wollen sich 
nämlich den Zugriff auf die 3 Millionen € sichern, die jedes Jahr von den 80.000 
Jagdscheininhabern unseres Landes aufgebracht werden. Jägergeld in Remmel-Hand das 
beabsichtigen Sie mit dieser Gesetzesänderung. 
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Dazu passt auch, wie Sie die Forschungsstelle zum LANUV verschieben wollen. 
Wir wollen, dass diese mittlerweile sehr gut anerkannte Forschungsstelle weiterhin als 
Dienststelle unter dem Dach des Landesbetriebs Wald und Holz NRW erhalten bleibt. Das 
wollen auch die Beschäftigten, Herr Meesters. Die Stellungnahme des Bundes Deutscher 
Forstleute und somit der zuständigen Gewerkschaft war dermaßen eindeutig, wie sie es 
eindeutiger nicht hätte sein können. Aber das interessiert Sie nicht. Was ist bloß aus der 
SPD geworden? Sie haben einmal etwas darauf gegeben, wenn die Gewerkschaften 
etwas gesagt haben. Aber wenn die Grünen die Marschrichtung vorgeben, dann folgt die 
SPD ganz artig. Arbeitnehmerinteressen und SPD – das war einmal. 
 
Sie werden mit dieser Gesetzesänderung die Jagdabgabe nicht rechtssicher machen. Sie 
provozieren geradezu weitere Klagen. Und ich behaupte, Sie nehmen zumindest billigend 
in Kauf, dass die Jagdabgabe eines Tages komplett von den Gerichten gekippt wird. Ich 
behaupte sogar – und damit gehe ich noch einen Schritt weiter –, dass Ihnen das sogar 
recht wäre. Sie wissen, dass das Jagdwesen ohne die Abgabe in Nordrhein-Westfalen 
geschwächt würde, dass ohne die Jagdabgabe eine ausreichend große Zahl von 
Schießständen nicht auf den neuesten technischen Stand gebracht werden kann. Sie 
wissen außerdem, dass die Versuchsreviere ohne die Jagdabgabe nicht zu unterhalten 
sind. Am Ende würde die Jagd geschwächt – und das ist offenbar das, was Sie 
beabsichtigen.Das passt zu der Linie, die die Landesregierung seit 2010 verfolgt. 
 
Wir, meine Damen und Herren, bekennen uns zu einem funktionsfähigen Jagdwesen in 
Nordrhein-Westfalen. Dazu gehört als ein Mosaikstein auch eine funktionierende 
Jagdabgabe. 


